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BAR jeder Vernunft? – Zu Modalitäten
der Direktwahl von Landräten

Am 21.4.2010 wurde im brandenburgi-
schen Landkreis Barnim die Landrats-

wahl durch Los entschieden, nachdem sich
unmittelbar zuvor im Kreistag in zwei Wahl-
gängen für keinen der Bewerber eine abso-
lute Mehrheit ergeben und die davor durch-
geführte Direktwahl nach einer Stichwahl im
zweiten Wahlgang im Januar 2010 zwar zu
einer absoluten Stimmenmehrheit geführt
hatte, das von der brandenburgischen
Kommunalverfassung statuierte Zustim-
mungsquorum von 15 % der Wahlberech-
tigten aber knapp verfehlt worden war.

Der Sachverhalt gibt Anlass, sich im Fol-
genden näher mit dem Wahlrecht für die Di-
rektwahl der Landräte in den einzelnen Län-
dern und den dabei erzielten Wahlbeteili-
gungsquoten zu befassen. Darüber hinaus
sind aber auch die verfassungsrechtlichen
Vorgaben und rechtlichen Grundlagen für
die Landratswahl in den Blick zu nehmen.1)

A. Wahlrecht und Wahlbeteiligungs-
quoten in den Ländern

Der Hinweis auf die geringe Beteiligung bei
Landratswahlen spielte zuletzt in Schleswig-
Holstein eine Rolle als Argument für deren
(Wieder-)Abschaffung.2) Auch in Branden-
burg wird der Ruf nach einem neuerlichen

Revirement der gerade erst geänderten
Kommunalverfassung laut, nachdem bei
den ersten Direktwahlen in diesem Bundes-
land in einigen Landkreisen die Wahlbeteili-
gung unter 30 % lag. Dabei hat die Be-
sorgnis vor einer (zu) niedrigen Wahlbeteili-
gung den Gesetzgeber in Brandenburg so-
gar dazu veranlasst, für den Fall, dass das
Quorum unter 15 % liegt, einen Übergang
des Wahlrechts auf den Kreistag vorzuse-
hen (§ 72 Abs. 2 Satz 1 und 4 KWahlG). Die
brandenburgischen Kreisbürger werden al-
so mit dem Entzug des Wahlrechts sozu-
sagen „bestraft“, wenn sie ihrer – wie es
Art. 26 Abs. 3 der Verfassung Baden-Würt-
tembergs formuliert – „Bürgerpflicht“ nicht
nachkommen und von ihrem Wahlrecht kei-
nen Gebrauch machen. Geringe Wahlbe-
teiligungen – gerade auch auf kommunaler
Ebene – sind aus demokratietheoretischer
Sicht fraglos bedauerlich und sie können,
wenn bestimmte Mindestwerte unterschrit-
ten werden, auch Zweifel an der gebotenen
demokratischen Legitimation des oder der
Gewählten wecken. 

Insoweit sollten allerdings keine voreiligen
Schlüsse gezogen werden. Abgesehen da-
von, dass eine niedrige Wahlbeteiligungen
hinsichtlich der Wahl des Betroffen verfas-
sungsrechtlich irrelevant ist3) und sich dar-
über hinaus mit guten Gründen vertreten
lässt, dass bei Wahlen die notwenige Legi-
timation des Gewählten schon deshalb ge-
geben ist, weil für die Wahlberechtigten je-
denfalls die Möglichkeit bestand, sich an der
Wahl zu beteiligen4), ist die Beteiligung an
den Landratswahlen – von Ausnahmefällen
abgesehen – keineswegs so gering, dass
Anlass für eine grundsätzliche Umstellung
des Wahlsystems besteht. Insbesondere
lassen sich bemerkenswerte Unterschiede
bei der Wahlbeteiligung in den einzelnen
Ländern ausmachen. Diese mögen zum Teil
auf schwer greifbaren Kriterien beruhen,
doch gibt es fraglos auch Möglichkeiten, mit
denen der Gesetzgeber der „Wahlmüdig-
keit“ durch eine entsprechende Ausgestal-

Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke 
und Dr. Klaus Ritgen, Berlin

1) Dazu ausf.: Henneke/Ritgen, DÖV, August 2010.
2) Vgl. Schliesky/Luch/Neidert, Die Wiedereinführung der

mittelbaren Wahl von Landräten, 2008, S. 50 ff., 61 f.
3) Dreier/Wittreck, Repräsentative und direkte Demokratie

im Grundgesetz, in: Feld u.a. (Hrsg.), Jahrbuch für di-
rekte Demokratie 2009, 2010, S. 11, 29.

4) Krüper, DÖV 2009, 758, 762.
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tung des Wahlverfahrens entgegenwirken
kann. Ein Blick auf das Kommunalwahlrecht
der Länder verdeutlicht insoweit eine er-
staunliche Vielfalt, die sich insbesondere
darauf erstreckt, ob die Wahl des Landrates
gemeinsam mit oder getrennt von den
Wahlen zu den kommunalen Vertretungs-
körperschaften oder sonstigen Wahlen
stattfinden soll oder darf, ob es eine Stich-
wahl oder nur einen Wahlgang gibt, ob der
Erfolg der Wahl vom Erreichen bestimmter
Quoren abhängig gemacht wird oder nicht.
Die folgende Darstellung beschränkt sich
auf diejenigen Bundesländer, in denen die
Landräte direkt gewählt werden.

I. Bayern

Bayern ist mittlerweile das einzige Bundes-
land, in dem die gesetzliche Regelamtszeit
des Landrats von sechs Jahren (Art. 42
Abs. 1 Satz 1 GLKrWG) der Amtszeit des
Kreistages entspricht (Art. 23 Abs. 1 GLKr-
WG). Dementsprechend soll der Landrat
auch grundsätzlich gemeinsam mit dem
Kreistag gewählt werden (Art. 42 Abs. 1
Satz 2 GLKrWG).5) Auch wenn die Amtszeit
des Landrats und diejenige des Kreistags
im Einzelfall nicht deckungsgleich sind –
bspw. weil ein Landrat vor Ablauf seiner
Amtszeit in den Ruhestand tritt und der
neue Landrat deshalb in der laufenden
Amtszeit eines Kreistages gewählt werden
muss –, ist das Landesrecht erkennbar von
dem Bemühen geprägt, die Amtszeiten und
damit die Wahltermine zu harmonisieren. So
kommt es etwa zu einer Verlängerung der
Amtszeit des Landrats, wenn diese inner-
halb der letzten zwei Jahre der Amtszeit des
Kreistages beginnt (Art. 43 Abs. 2 GLKr-
WG). Die Amtszeit des Landrates endet in
diesem Fall nicht nach Ablauf von sechs
Jahren, sondern mit Ablauf der folgenden
Amtszeit des Kreistags, kann also bis zu
acht Jahren betragen. Umgekehrt kann der
Kreistag – allerdings nur auf Antrag des
Landrats –, dessen Amtszeit verkürzen und
beschließen, dass sie vorzeitig mit dem Ab-
lauf der Wahlzeit des Kreistages endet
(Art. 42 Abs. 3 GLKrWG). Lassen sich die
Amtszeiten der beiden Organe mit solchen
Maßnahmen nicht in Übereinstimmung brin-
gen, bleibt die Möglichkeit der Festsetzung
eines gemeinsamen Wahltermins nach
Art. 44 Abs. 3 GLKrWG. Dagegen ist ge-
setzlich ausdrücklich ausgeschlossen, die
Landratswahl gemeinsam mit Bundes-
tags-, Landtags- oder Europawahlen durch-
zuführen (Art. 10 Abs. 1 Satz 1 GLKrWG).
Ausnahmen können zwar zugelassen wer-
den (Art. 10 Abs. 2 GLKrWG), insgesamt ist
aber erkennbar, dass die gemeinsame
Durchführung mit Wahlen, die nicht Kom-
munalwahlen sind, im Grundsatz vermieden
werden soll. Für den Fall, dass die Land-
ratswahl nicht gemeinsam mit der Kreis-
tagswahl durchgeführt werden kann, sieht
Art. 44 Abs. 1 Satz 2 GLKrWG dement-

Wird das Quorum nicht erreicht, geht das
Wahlrecht auf den Kreistag über (§ 126 S. 2
KVerf iVm § 72 Abs. 2 S. 5, Abs. 3 S. 2
KWahlG).

Diese Regelung hat bei den ersten Direkt-
wahlen in sechs Landkreisen Anfang 2010
erhebliche praktische Relevanz entfaltet.
Keiner der Kandidaten erreichte im ersten
Wahlgang die erforderliche Mehrheit. In der
sich anschließenden Stichwahl konnte nur
im Landkreis Oberspreewald-Lausitz ein
Landrat direkt gewählt werden. In den
übrigen Kreisen gelang es bei einer Wahl-
beteiligung zwischen 20,5 und 29,1 % kei-
nem Kandidaten, das Quorum von 15 % 
zu überschreiten.11) Im Landkreis Barnim
führte auch die danach notwendig gewor-
dene Wahl des Landrats durch den Kreis-
tag in zwei Wahlgängen nicht zu einem kla-
ren Ergebnis. Das Amt des Landrats mus-
ste wegen Stimmengleichheit verlost wer-
den und fiel dem bisherigen Amtsinhaber
zu. 

III. Hessen

Auch in Hessen ist die Wahlperiode der
Landräte (6 Jahre, § 37 Abs. 6 LKrO) ab-
weichend von derjenigen der Vertretungs-
körperschaft (5 Jahre, § 26 LKrO) geregelt.
Die Landratswahlen finden somit in der Re-
gel getrennt von den Kreistagswahlen statt;
die Bestimmung eines gemeinsamen Wahl-
tags ist aber möglich (§ 2 Abs. 3 KWahlG)
und liegt nahe, wenn der Tag der Kreis-
tagswahlen in die Periode fällt, während de-
rer nach § 38 Abs. 3 Satz 1 LKrO die Wahl
des Landrats nach dem Ausscheiden des
bisherigen Amtsinhabers stattfinden muss.
§ 38 Abs. 3 S. 3 LKrO lässt sogar eine Ver-
längerung des insoweit regelmäßig maß-
geblichen Zeitraums (sechs bis drei Mona-
te vor Freiwerden der Stelle) um bis zu drei
Monate zu. Der neue Landrat könnte also
bis zu neun Monaten vor dem Ausscheiden
des amtierenden Landrats gewählt werden.
Anders als das bayerische Recht lässt das
Wahlrechts Hessens im Übrigen auch die
gemeinsame Durchführung von Landrats-
wahlen mit anderen (Bundes-, Landtags-
oder Europa-)wahlen zu (§ 2 Abs. 3

sprechend sogar vor, dass die Wahl des
Landrats bis zu sechs Monaten vor Ablauf
der Amtszeit des amtierenden Landrats
stattfindet, um jede Beeinflussung dieses
Wahlaktes durch andere Wahlentscheidun-
gen nach Möglichkeit auszuschließen. Ge-
wählt ist, wer mehr als die Hälfte der abge-
gebenen Stimmen auf sich vereinigen konn-
te. Erreicht im ersten Wahlgang keiner der
Kandidaten diese Mehrheit, findet eine
Stichwahl statt.

Die Beteiligung an den letzten Landrats-
wahlen in Bayern lag zwischen 21,6 und
81 %. Bei den meisten Wahlen war eine Be-
teiligung von 50 % und mehr festzustellen.
Insoweit wirkt sich fraglos aus, dass in Bay-
ern die allgemeinen Landratswahlen ge-
meinsam mit den Kommunalwahlen statt-
finden (zuletzt am 2.3.2008 mit Stichwahl
am 16.3.2008). Die höchste Wahlbeteili-
gung erreichte ein Kandidat, dessen Wahl
ausnahmsweise zeitgleich mit der Bundes-
tagswahl am 18.9.2005 erfolgte. Aber auch
bei „isolierten“ Landratswahlen werden ho-
he Beteiligungsquoten erreicht, so z.B.
42,5 % bei der Wahl in Dillingen a. d. Donau
vom 14.3.2010.6) Die Quoten bei Stich-
wahlen am 16.3.2008 lagen zwischen 36,1
und 57,7 %.

II. Brandenburg

In Brandenburg beträgt die Amtszeit der
Landräte acht Jahre, während die Kreista-
ge für eine Dauer von fünf Jahren gewählt
werden.7) Eine gemeinsame Durchführung
der Landratswahlen mit den Wahlen zu den
Vertretungskörperschaften ist dementspre-
chend nicht vorgesehen. Der brandenbur-
gische Gesetzgeber hat sich vielmehr be-
wusst gegen eine Harmonisierung der
Wahlperioden entschieden. Ausweislich der
Begründung der Landesregierung soll auf
diese Weise „das Verhältnis der Kreisorga-
ne untereinander besser ausbalanciert“ wer-
den.8) Regelungen, die das Zusammenle-
gen von Landratswahlen mit anderen Wah-
len auf Landes-, Bundes- oder Europaebe-
ne betreffen, gibt es in Brandenburg nicht.
Wie in Bayern ist eine Stichwahl vorgese-
hen, wenn im ersten Wahlgang keiner der
Bewerber mehr als die Hälfte der Stimmen
erlangt hat (§ 126 S. 2 KVerf iVm § 72 Abs. 2
S. 2 KWahlG). Anders als in den meisten an-
deren Bundesländern kommt es in Bran-
denburg für den Wahlerfolg allerdings nicht
nur auf die Mehrheit der Stimmen an. Er-
forderlich ist vielmehr, dass mindestens
15 % der Wahlberechtigten für den Kandi-
daten gestimmt haben. Das gilt für die Wahl
sowie für eine ggf. notwendige Stichwahl
(§ 126 S. 2 KVerf iVm § 72 Abs. 2 S. 1 u. 4,
Abs. 3 S. 1 KWahlG). Damit ist für die Land-
ratswahl ein sog. Zustimmungsquorum9)
statuiert, wie es etwa für die Abstimmung
über Bürgerentscheide auf kommunaler
Ebene allgemein üblich, für Wahlen sonst
aber in der Regel nicht vorgesehen ist.10)

5) Auch im Saarland wird der Landrat grundsätzlich gleich-
zeitig mit dem Kreistag gewählt (§ 177 Abs. 1 KSVG).
Allerdings ist hier die Amtszeit des Landrats mit zehn
Jahren doppelt solange wie diejenige des Kreistages.
Für den Fall, dass der Landrat während der Amtszeit
des Kreistages aus dem Amt ausscheidet und nicht
gleichzeitig mit der Wahl zu einem neuen Kreistag ge-
wählt werden kann, trifft § 177 Abs. 3 iVm § 56 Abs. 3
KSVG eine Sonderregelung.

6) Quelle: http://www.statistik.bayern.de/wahlen/kommu-
nalwahlen/, zuletzt besucht am 3.5.2010.

7) § 126; § 131 Abs. 1 iVm § 27 Abs. 2 BbgKVerf
8) LT-Drs. 4/5056, S. 301.
9) Zur Unterscheidung zwischen Zustimmungs- und Be-

teiligungsquorum zuletzt Jung, Zur Problematik des Be-
teiligungsquorums, in: Feld u. a. (Hrsg.), Jahrbuch für
direkte Demokratie 2009, 2010, S. 40.

10) Dazu auch Ritgen, Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheid, 1997, S. 234 f.

11) Quelle: www.wahlen.brandenburg.de. 
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KWahlG).12) In Hessen ist die Stichwahl vor-
gesehen (§ 37 Abs. 1b LKrO).

Hinsichtlich der Wahlbeteiligung ist für Hes-
sen Folgendes festzustellen: die Beteili-
gungsquoten für die letzten Landratswah-
len liegen zwischen 29,9 und 54,4 %. In sie-
ben der insgesamt 21 hessischen Land-
kreise fand zuletzt eine Stichwahl bei Betei-
ligungsquoten zwischen 23,4 und 40 %
statt. Bei den meisten Stichwahlen lag die
Quote über 30 %. Die höchste Quote
(54,4 %) wurde bei einer Landratswahl er-
reicht, die zugleich mit der hessischen Kom-
munalwahl vom 26.3.2006 stattfand, aber
auch bei „isolierten“ Wahlen sind hohe Be-
teiligungsquoten möglich, so z.B. 40,5 %
bei der Landratswahl in Hersfeld-Rotenburg
vom 26.4.2009.13) 

IV. Mecklenburg-Vorpommern

Die Amtszeit der Landräte in Mecklenburg-
Vorpommern beträgt nach Maßgabe der
Hauptsatzung mindestens sieben und
höchstens neun Jahre (§ 116 Abs. 2 KV).
Die Mitglieder des Kreistages werden da-
gegen nur für fünf Jahre gewählt (§ 105
Abs. 1 KV). Regelungen, die die gemeinsa-
me Durchführung der Direktwahl mit den
Kreistagswahlen oder mit sonstigen Wah-
len erlauben oder verbieten, sind nicht er-
sichtlich. Die Stichwahl ist vorgesehen (§ 64
Abs. 2 KWahlG). Auch in Mecklenburg-Vor-
pommern gibt es eine Regelung, wonach
für den Wahlerfolg ein Stimmenanteil von
mindesten 15 % der Wahlberechtigten er-
forderlich ist (§ 56 Abs. 2 iVm 64 Abs. 3 S. 3
KWahlG). Anders als in Brandenburg greift
die Vorschrift aber erst, wenn nur ein Be-
werber zur Wahl steht. Wird die Mehrheit
nicht erreicht – oder stellt sich von vornher-
ein kein Kandidat der Abstimmung – geht
das Wahlrecht auch hier auf den Kreistag
über. 

Die Wahlbeteiligung bei den letzten Land-
ratswahlen in Mecklenburg-Vorpommern
schwankt für Hauptwahlen zwischen
30,2 % und 51,1 %.14) Werte in der Nähe ei-
ner Beteiligung von 50 % wurden erreicht,
wenn die Landratswahl gemeinsam mit ei-
ner Europawahl und/oder einer Kommunal-
wahl durchgeführt wurde. Bei den letzten
Wahlen ist in fünf von zwölf Fällen eine Stich-
wahl notwendig geworden. Die Wahlbetei-
ligung lag hier zwischen 22,9 und 31,7 %.
Die Stichwahl wurde in zwei Fällen nicht von
dem Bewerber gewonnen, der im ersten
Wahlgang die (relative) Mehrheit der Stim-
men erzielt hatte. In einem dieser Fälle war
ein Kandidat erfolgreich, der im ersten Wahl-
gang mit 24,1 % (2. Wahlgang: 60,9 %) sei-
nem Konkurrenten, der 36,2 % erreicht hat-
te, deutlich unterlegen war.

V. Niedersachsen

In Niedersachsen beträgt die Amtszeit des
Landrats acht Jahre (§ 55 Abs. 1 S. 2 LKrO),

mit einer Mehrheit von über 50 % der ab-
gegebenen Stimmen gewählt; lediglich in
sieben Kreisen wurden Landräte also mit re-
lativer Stimmenmehrheit gewählt. Der ge-
ringste Wert lag bei 38,5 %. 

VII. Rheinland-Pfalz 

Die Amtszeit der rheinland-pfälzischen
Landräte beträgt acht Jahre (§ 45 Abs. 1
LKrO), die Kreistage werden für fünf Jahre
(§ 22 Abs. 1 S. 2 LKrO) gewählt. Eine Stich-
wahl findet statt (§ 46 Abs. 1 S. 3 LKrO).
Stellt sich nur ein Bewerber zur Wahl, ist die-
ser bereits gewählt, wenn er mehr als die
Hälfte der abgegebenen Stimmen auf sich
vereinigt. Anderenfalls – und dann, wenn es
keine Bewerbung gibt – wird der Landrat
durch den Kreistag gewählt (Art. 50 Abs. 1
Verf., § 46 Abs. 2 LKrO). § 46 Abs. 4 S. 1
LKrO sieht vor, dass die Frist, innerhalb de-
rer der Nachfolger eines aus seinem Amt
ausscheidenden Landrats gewählt werden
muss, bis auf einen Monat vor Freiwerden
der Stelle verkürzt werden kann, wenn da-
durch die gleichzeitige Durchführung der
Wahl mit einer anderen Wahl ermöglicht
wird. Zur Wahlbeteiligung bei Landratswah-
len sind keine Daten verfügbar. 

VIII. Saarland

Mit zehn Jahren verfügen seit kurzem die
saarländischen Landräte über die längste
Amtszeit in Deutschland (§ 177 Abs. 3 iVm
§ 31 Abs. 2 KSVG). Da die Amtszeit der
Kreistage fünf Jahre beträgt (§ 158 Abs. 1
KSVG), ist es grundsätzlich möglich, die
Landratswahlen gemeinsam mit einer Kreis-
tagswahl durchzuführen. § 177 Abs. 3 iVm
§ 56 Abs. 1 KSVG sieht dies ausdrücklich
vor. Scheidet der Landrat während der
Amtszeit des Kreistages aus dem Amt aus
und erfolgt die Wahl nicht gleichzeitig mit
der Kreistagswahl, so wird der Nachfolger
für die Zeit bis zum 30.9. des Jahres, in dem
die nächste Amtszeit des Kreistages endet,
gewählt. Auf diese Weise soll gewährleistet
werden, dass die nächste Landratswahl
wieder gemeinsam mit der Kreistagswahl
stattfinden kann (§ 177 Abs. 3 iVm § 46
Abs. 3 KSVG). Eine Stichwahl ist vorgese-
hen (§ 79 KWahlG). Für den Fall, dass es
nur einen bzw. keinen Bewerber gibt, ent-
spricht die Rechtslage im Saarland den Re-
gelungen in Rheinland-Pfalz.18)

der Kreistag wird für fünf Jahre (§ 28 Abs. 2
LKrO) gewählt. Wie in Hessen ist eine Er-
weiterung des Zeitraums, innerhalb dessen
vor oder nach dem Ausscheiden des Amts-
vorgängers der neue Landrat gewählt wer-
den muss, um bis zu drei Monaten möglich,
wenn dadurch die gemeinsame Durchfüh-
rung der Direktwahl mit einer anderen Wahl
erreicht werden kann (§ 55 Abs. 2 S. 3
LKrO). Die Stichwahl ist vorgesehen (§ 45g
Abs. 2 S. 3 KWahlG), allerdings wird im
Rahmen der aktuellen Reformüberlegungen
über ihre Abschaffung diskutiert.14a) Gibt es
nur einen Wahlbewerber, ist dieser nur dann
mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gewählt, wenn ein Mindestquorum von
25 % der Wahlberechtigten erreicht wurde
(§ 45g Abs. 3 S. 1 KWahlG).

Der größte Teil der derzeit in Niedersachsen
amtierenden Landräte wurde am 10.9.2006
– dem Tag der letzten Kreistagswahl – ge-
wählt.15) An diesem Tag fanden in 21 der 38
Landkreise Landratswahlen statt. Stich-
wahlen wurden in vier Fällen erforderlich. Die
Wahlbeteiligung bei diesen Wahlen lag i.d.R.
über 50 %; sie schwankte zwischen 46,8
und 58,6 %, in den Stichwahlen zwischen
27,7 und 35,3 %. In zwei der vier Stich-
wahlen obsiegten Kandidaten, die im ersten
Wahlgang nicht die meisten Stimmen erzielt
hatten. In beiden Fällen waren die Abstän-
de zwischen den Stimmenanteilen im ersten
Wahlgang gering. Bei „isolierten“ Landrats-
wahlen ist die Beteiligung niedriger. So gin-
gen bspw. bei der Landratswahl in Soltau-
Fallingbostel vom 14.1.2007 29,7 % der
Berechtigten zur Wahl.

VI. Nordrhein-Westfalen

Seit der jüngsten Änderung der nordrhein-
westfälischen Kreisordnung beträgt die
Wahlzeit der Landräte sechs Jahre (§ 44
Abs. 1 S. 1 LKrO), nachdem sie zuvor mit
fünf Jahren der Wahlperiode der Vertre-
tungskörperschaft entsprochen hatte.
Gleichzeitig wurde die Stichwahl abge-
schafft. Gewählt ist also, wer die meisten
Stimmen auf sich vereinigt; ggf. entscheidet
das Los (§ 46c Abs. 2 KWahlG). Gibt es nur
einen Wahlbewerber, ist dieser – wie nach
dem Recht Niedersachsens – nur dann mit
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen
gewählt, wenn ein Mindestquorum von
25 % der Wahlberechtigten erreicht wurde
(§ 46c Abs. 2 S. 4 KWahlG).16) Bestimmun-
gen zur gemeinsamen Durchführung von
Wahlen gibt es nicht. 

Entsprechend der ursprünglich vorgesehe-
nen Harmonisierung der Wahlperioden fan-
den in den meisten Landkreisen Nordrhein-
Westfalens die letzten Landratswahlen ge-
meinsam mit den Kreistagswahlen am
30.8.2009 statt.17) Die Beteiligung lag zwi-
schen 48,9 und 61,7 %, in der Regel aber
über 50 %. In 20 der 27 Landkreise, in de-
nen Wahlen stattfanden, wurde der Landrat

12) In diesem Fall bedarf es zur Festlegung des Wahltags
allerdings der Mehrheit der Stimmen der gesetzlichen
Zahl der Mitglieder des Kreistags, vgl. § 42 S. 3 KWahlG

13) Quelle: http://www.statistik-hessen.de/themenaus-
wahl/wahlen/index.html. 

14) Quelle: www.statistik-mv.de. 
14a) Der Niedersächsische Landkreistag hat die Abschaffung

der Stichwahl einstimmig abgelehnt. 
15) Quelle: www.aktuelle-wahlen-niedersachsen.de. 
16) Zum Bedeutungsgehalt dieser Vorschrift VerfGH NRW,

NVwZ 2009, 1096, 1100.
17) Quelle: www.wahlergebnisse.nrw.de.
18) Vgl. §§ 76 Abs. 6, Abs. 4 S. 2, 78 Abs. 3, Abs. 2 S. 4

KWahlG.
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In den Landkreisen des Saarlandes fanden
die letzten Landratswahlen seinerzeit noch
für eine Amtszeit von acht Jahren überwie-
gend am 13.6.2004 gemeinsam mit der
Kommunalwahl statt. Die Wahlbeteiligung
lag zwischen 54,8 und 63,8 %. Soweit eine
Stichwahl notwendig geworden ist, betrug
die Wahlbeteiligung 35 bzw. 36,7 %.19)

IX. Sachsen

In Sachen beträgt die Amtszeit der Landrä-
te sieben Jahre (§ 47 Abs. 3 LKrO). Der
Kreistag wird für fünf Jahre gewählt (§ 29
LKrO). Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte
der gültigen Stimmen erhalten hat. Erreicht
keiner der Kandidaten diese Mehrheit, fin-
det eine Neuwahl – also keine Stichwahl –
statt, bei der erfolgreich ist, wer die höchs-
te Stimmenzahl erlangt (§ 44 Abs. 2 LKrO).
Anders als nach dem Recht der meisten
Länder üblich, findet in Sachsen selbst dann
kein Übergang des Wahlrechts auf den
Kreistag statt, wenn kein Wahlvorschlag ein-
gereicht wurde. In diesem Fall wird mit „lee-
rem“, von den Wahlberechtigten individuell
mit einem Namen zu versehendem Stimm-
zettel gewählt (§ 56 iVm §§ 42, 43 Abs. 3
KWahlG), wobei im ersten Wahlgang ob-
siegt, wer mehr als die Hälfte der gültigen
Stimmen erlangt hat, während in dem sich
ggf. anschließenden zweiten Wahlgang die
einfache Mehrheit entscheidet (§ 44 Abs. 2
LKrO). Eine vergleichbare Regelung gibt es
sonst nur noch in Bayern (Art. 40 Abs. 2
GLKrWG).

Aufgrund der Kreisgebietsreform fanden die
letzten Landratswahlen in Sachsen gemein-
sam mit der Wahl zu den Kreistagen am
8.6.2008 statt.20) Die Wahlbeteiligung
schwankte zwischen 40,8 und 56,7 %. In
fünf Fällen wurden Neuwahlen mit Beteili-
gungsquoten zwischen 22,6 und 36 % er-
forderlich. Obsiegt hat jeweils derjenige
Kandidat, der bereits im ersten Wahlgang
die meisten Stimmen erhalten hatte.

X. Sachsen-Anhalt

Auch in Sachsen-Anhalt beträgt die Amts-
zeit der Landräte sieben Jahre (§ 47 Abs. 1
S. 1 LKrO) bei einer auf fünf Jahre bemes-
senen Wahlperiode des Kreistages (§ 26
Abs. 1 S. 1 LKrO). Die Stichwahl ist vorge-
sehen (§ 47 Abs. 2 LKrO). Vorschriften, die
die gemeinsame Durchführung von Wahlen
regelten, sind nicht ersichtlich.

Die letzten Landratswahlen in Sachsen-An-
halt fanden aufgrund der Kreisgebietsreform
in den davon betroffenen neun Landkreisen
gemeinsam mit den Wahlen zum Kreistag
am 22.4.2007 statt.21) Die Wahlbeteiligung
lag zwischen 32,3 und 46,2 %. In fünf Fäl-
len wurde eine Stichwahl fällig. Bei diesen
Wahlen schwankte die Beteiligung zwischen
16,6 und 22,1 %. In zwei Stichwahlen ob-
siegt ein Kandidat, der im ersten Wahlgang
nur den zweiten Platz belegt hatte. In den

herausgegriffenen – Wahlen in den hessi-
schen Städten Darmstadt (46 %), Frankfurt
(33,6 %) und Offenbach (38,9 %) lässt nicht
den Schluss zu, die Beteiligung an Land-
ratswahlen sei tendenziell geringer. Die Be-
teiligung an den Landratswahlen lässt sich
mithin – jedenfalls bundesweit betrachtet –
nicht als Hinweis für eine angebliche fehlen-
de Identifikation und Verbundenheit der
Kreisbevölkerung mit ihrem Kreis deuten24),
es sei denn, man wolle dies auch für die Be-
wohner der kreisfreien Städte behaupten.
Richtig dürfte vielmehr sein, was das LVerfG
Mecklenburg-Vorpommern mit Blick auf die
von ihm verworfene Kreisgebietsreform aus-
geführt hat: „Eine geringe Wahlbeteiligung
kann mancherlei Ursachen haben. Als Be-
leg für mangelnde Identifikation reicht sie
noch nicht aus.“25) Auch als Argument, mit
dem eine unterschiedliche Ausgestaltung
des Wahlmodus für die Hauptverwaltungs-
beamten in den Kreise einerseits und den
Städten andererseits gerechtfertigt werden
soll, taugt die Wahlbeteiligung nicht.26)

Unbestreitbar ist allerdings, dass die Wahl-
beteiligung steigt, wenn die Landratswah-
len gemeinsam mit anderen Wahlen statt-
finden. Dies ist allerdings keine Besonder-
heit für Landratswahlen, sondern gilt grund-
sätzlich, also z.B. auch bei der gemeinsa-
men Durchführung von Kommunal- und
Europawahlen. Vor diesem Hintergrund ist
es nachvollziehbar, dass einige Länder Re-
gelungen vorgesehen haben, die es er-
möglichen und fördern, Landratswahlen ge-
meinsam mit anderen Wahlen durchzufüh-
ren, zumal auf diesen Weise nicht nur die
Wahlbeteiligung gesteigert, sondern auch
der mit der Durchführung von Wahlen stets
verbundene organisatorische Aufwand ver-
ringert werden kann. Verfassungsrechtliche
Bedenken bestehen gegen eine solche Pra-
xis grundsätzlich nicht27).

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, 
Hauptgeschäftsführer, 

und Dr. Klaus Ritgen, Referent, 
Deutscher Landkreistag, Berlin 

19) Quelle: www.saarland.de. 
20) Quelle: www.statistik.sachsen.de/wahlen. 
21) Quelle: www.statistik.sachsen-anhalt.de. 
22) GVBl S. 36.
23) Quelle: www.wahlen.thueringen.de. 
24) In diese Richtung aber Schliesky/Luch/Neidert (o.

Fußn. 2), S. 62.
25) LVerfG MV, DVBl 2007, 1102, 1109 f. 
26) So Schliesky/Luch/Neidert (o. Fußn. 2), S. 61 f., aller-

dings nur bezogen auf Zahlen aus Schleswig-Holstein.
27) Dazu ausf.: Henneke/Ritgen, (o. Fußn. 1), DÖV 2010 
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beiden von der Kreisgebietsreform nicht be-
troffenen Landkreisen Altmarkkreis Salzwe-
del und Stendal wurden die Landräte ohne
weitere Wahlen an diesem Tag 2005 bzw.
2008 gewählt.

XI. Thüringen

Die Amtszeit der Landräte in Thüringen be-
trägt sechs Jahre (§ 106 Abs. 2 ThürKO),
diejenige der Kreistage fünf Jahre (§ 102
Abs. 2 ThürKO). Vorschriften, die die ge-
meinsame Durchführung von Wahlen re-
geln, gibt es auch in Thüringen nicht. Be-
merkenswert ist, dass Thüringen nach Bil-
dung der Großen Koalition die zuvor von 
der CDU-Landtagsmehrheit abgeschaffte
Stichwahl mit Gesetz vom 26.2.2010 wie-
der eingeführt hat.22)

Die letzte allgemeine Landratswahl in Thü-
ringen fand am 7.5.2006 statt.23) An diesem
Tag wurden auch die Bürgermeister einiger
Gemeinden gewählt. Die Wahlbeteiligung
lag zwischen 36,3 und 47,7 %. In sechs
Fällen wurde eine Stichwahl notwendig, 
mit Beteiligungsquoten zwischen 24 und
35,5 %. In allen Stichwahlen obsiegten die
Kandidaten, die auch den ersten Wahlgang
gewonnen hatten. 

B. Bewertung

Die vorstehend mitgeteilten statistischen
Daten machen vor allem eines deutlich:
sieht man von Brandenburg und den Stich-
wahlen in Sachsen-Anhalt ab, bewegen
sich die Beteiligungsquoten bei Landrats-
wahlen deutschlandweit im Schwerpunkt in
einer Spannbreite zwischen 40 und 50 %,
mit Ausschlägen nach unten, aber auch
nach oben. Die Wahlbeteiligung liegt damit
zwar im Durchschnitt unterhalb der Quoten
bei Bundestags- und Landtagswahlen, be-
wegt sich aber noch auf einem akzeptablen
Niveau. Die Wahlbeteiligung bei den Stich-
wahlen liegt zum Teil deutlich unter den
Quoten, die im ersten Wahlgang erreicht
wurden. Bemerkenswert ist, dass in den
Stichwahlen keineswegs immer derjenige
Kandidat gewinnt, der im ersten Wahlgang
die relative Mehrheit erzielt hat.

Eine im Vergleich zu anderen Wahlen gerin-
ge Beteiligung ist im Übrigen kein Phäno-
men, das nur bei Landratswahlen zu beob-
achten wäre. Betrachtet man die Beteiligung
an den Wahlen der Oberbürgermeister in
den kreisfreien Städten, die nach Größen-
verhältnissen und Aufgabenbestand ihrer
Kommunen besser mit den Landräten zu
vergleichen sind als die Bürgermeister der
kreisangehörigen Städte, so ergeben sich
keine signifikanten Unterschiede. So lag die
Beteiligungsquote bei den zuletzt in Nieder-
sachsen durchgeführten Oberbürgermeis-
terwahlen zwischen 42,3 und 49,3 % und
damit tendenziell noch unter den Quoten 
der zeitgleich stattfindenden Landratswah-
len. Auch ein Blick auf die – beispielhaft 
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